
Planzeichenerläuterung

Geltungsbereich
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

SO Sonstiges Sondergebiet, Hier: Parkklinik
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB und § 11 BauNVO)

GRZ Grundflächenzahl
(§ 9 abs.1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO)

GOKmax.

Höhe baulicher und sonstiger Anlagen als HöchstmaSS; 					   
Hier: maximal zulässige Gebäudeoberkante 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

V Zahl der Vollgeschosse (HöchstmaSS)
(§ 9 abs.1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 20 BauNVO)

a abweichende Bauweise
(§ 9 abs.1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO)

Baugrenze
(§ 9 abs.1 Nr. 2 BauGB und § 23 Abs. 3 BauNVO)

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und Garagen

Hier: St = Stellplätze; TGa = TiefGarage
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB und § 12 BauNVO)

StraSSenverkehrsfläche
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB) 

Anschluss an Verkehrsflächen; hier: Ein- und Ausfahrtbereich
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

Unterirdische Abwasserleitung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

fr Mit Fahrrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Flächen für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Polizeiinspektion“
(§ 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB)

ö Öffentliche Grünfläche
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

p Private Grünfläche
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

Umgrenzung der Flächen zum Erhalt von Bäumen
(§ 9 ABS.1 NR.25 B BAUGB)

Abriss des Gebäudebestandes / der baulichen Anlage

Baugebiet Vollgeschosse

GRZ
Höhe baulicher 

Anlagen
Bauweise

Erläuterung der Nutzungsschablone

9.	 Mit Fahrrechten zu belastende 
Fläche

	 GEM. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB Siehe Plan. Innerhalb des Sondergebietes sind in den 
dafür vorgesehenen Bereichen Fahrrechte zugunsten 
der Polizeiinspektion Hermeskeil vorzusehen:

•	 entlang der vorhandenen Notausfahrt über den St. 
Fargeau-Park zur Königsberger Straße im Westen 
des Geltungsbereiches,

•	 als Anlage einer neuen Notausfahrt im Osten des 
Geltungsbereiches.

	 Mit Leitungsrechten zu belastende 
Fläche

	 GEM. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB Siehe Plan. Innerhalb des Sondergebietes und 
der Grünfläche sind in den dafür vorgesehenen 
Bereichen Leitungsrechte (Abwasserkanal inkl. 
Versorgungsstreifen) zugunsten der zuständigen 
Entsorgungsträger vorzusehen. Bei der Begründung 
des Leitungsrechtes können Abweichungen von der in 
der Planzeichnung festgesetzten Fläche bis zu 5,0 m 
zugelassen werden.

10.	f lächen für den gemeinbedarf 
mit der Zweckbestimmung 
„Polizeiinspektion“
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB Siehe Plan. Die in der Planzeichnung entspre-

chend gekennzeichnete Fläche wird als Fläche 
für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Polizeiinspektion“ festgesetzt. Die 
Gemeinbedarfsfläche dient zur Unterbringung von 
Anlagen und Einrichtungen für die Polizei. Im Rahmen 
dieser Zweckbestimmung sind Stellplätze und sonsti-
ge untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
zulässig, die dem Nutzungszweck dienen.

11.	 Öffentliche Grünfläche
	 gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB Siehe Plan. 

12.	 Private GrünflächeN
	 gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB Siehe Plan. Innerhalb der privaten Grünflächen 

sind Anlagewege, Aufenthaltsbereiche, Bereiche 
für gemeinschaftliche Aktivitäten (z.B. Ruhezonen, 
Bouleplatz), etc. sowie Anlagen zur Retention von 
Niederschlagswasser zulässig. 

Innerhalb der privaten Grünfläche P1 ist ein therapeu-
tischer Hochseilgarten, im überwiegend bestehenden 
Baumbestand, mit einer Höhe von max. 14 m Höhe 
zulässig.

13.	 MaSSnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von  
	Boden, Natur und Landschaft

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Am Gebäude sind mindestens vier Fledermaus-
Gebäude-Kästen (z.B. entsprechende Dachziegel und 
/ oder aufgesetzte oder hinter Putz liegende Kästen) 
und vier Fledermauskästen für baumbewohnende 
Arten einzubauen. Die Kästen sollten unterschiedlich 
besonnt, d.h. in verschiedene Himmelsrichtungen (Süd, 
Ost und West) angebracht werden. Der Einflug sollte 
nicht durch Äste behindert werden, auch eine starke 
Beschattung durch Gehölze ist zu vermeiden. Die Höhe 
sollte mindestens 4 m betragen als Schutz vor Katzen 
und Marder.

14.	A npflanzung von Bäumen
	 gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB Je 4 oberirdischer Stellplätze ist ein standort-

gerechter, heimischer Laubbaumhochstamm mit 
einer Mindestqualität von 3-mal verpflanzt, mit 
Drahtballierung, mindestens 16-18 cm Stammumfang 
(StU) gemessen in 1 m Höhe, anzupflanzen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Dies gilt 
nicht für Stellplätze, die in einer Tiefgarage unterge-
bracht sind.

Die Qualitätsangaben nach FLL sind einzuhalten. 

15.	Er haltung von Bäumen
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 B BauGB Innerhalb der im Plan entsprechend gekennzeichneten 

Flächen sind Bäume mit einem Stammumfang von 
mehr als 80 cm zu erhalten und bei Abgang zu erset-
zen. 

16.	 Flächen für Aufschüttungen, 
Abgrabungen und Stützmauern, 
soweit sie zur Herstellung des 
StraSSenkörpers erforderlich sind
Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB Zur Herstellung der im Plan festgesetzten 

Straßenverkehrsfläche und der Stellplatzflächen 
sind Aufschüttungen, Abgrabungen, erforderliche 
Stützmauern und Böschungen zulässig.

17.	 Grenze des räumlichen 
Geltungsbereiches
gem. § 9 Abs. 7 BauGB Siehe Plan.

1.	 Art der Baulichen Nutzung
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.
§ 11 BauNVO

1.1	 Sonstiges Sondergebiet, 			 
	 Zweckbestimmung „Parkklinik“

Zulässig sind:

Gem. § 11 BauNVO wird ein Sonstiges Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung „Parkklinik“ festgesetzt:

1.	 Fachklinik mit 90 Zimmern, 
2.	 baulich und funktional untergeordnete Ladenein-

heit (z.B. Kiosk),
3.	 Verwaltungs-, Seminar- und Veranstaltungsräume,
4.	 Anlagen für die Pflege, Reha- und Wellnessberei-

che (z.B. Sanitäranlagen, Schwimmbad, Sauna),
5.	 den Bedürfnissen der Patienten entsprechende 

Anlagen für Dienstleistungen und Aktivitäten,  
wie insbesondere Gruppenbereiche, Anlagen für 
gemeinschaftliche Aktivitäten, Therapie- und Be-
handlungsräume sowie Praxisräume,

6.	 den Einrichtungen dienende und untergeordnete 
Aufenthalts-, Sozial-, Geschäfts-, Büro- und Ver-
waltungsräume,

7.	 Gastronomische Einrichtungen wie Café oder Bis-
tro, etc.,

8.	 Funktions- und Nebenräume (z.B. Sanitär-, Lager-
räume), 

9.	 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso-
nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
die der Anlage zugeordnet und ihr gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

10.	Zugänge/Wege, Stellplätze, Garagen, Zufahrten,
11.	Therapeutischer Hochseilgarten,
12.	Alle sonstigen zum ordnungsgemäßen Betrieb der 

zulässigen Nutzungen erforderlichen Nebenanla-
gen und Einrichtungen,

13.	Anlagen zur Retention von Niederschlagswasser.

2.	 MaSS der baulichen Nutzung
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
i.V.m. §§ 16-21a BauNVO

2.1 	Höhe baulicher Anlagen
Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
i.V.m. § 18 BauNVO

Siehe Plan. Maßgebender oberer Bezugspunkt für die 
maximale Höhe baulicher und sonstiger Anlagen inner-
halb des Sondergebietes ist die Gebäudeoberkante 
(Attika, First, etc.). 

Die zulässige Gebäudeoberkante kann durch unterge-
ordnete Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 
10 % der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 
m überschritten werden. Durch Photovoltaikmodule 
/ Solarmodule inkl. der zum Betrieb erforderlichen 
Anlagen und Bauteile kann die zulässige Oberkante 
Attika überschritten werden. 

2.2	Grundflächenzahl 
Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
i.V.m. § 19 BauNVO

Siehe Plan. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 BauNVO auf 0,5 
festgesetzt. Bei der Ermittlung der Grundfläche sind 
die Grundflächen von:

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird,

mitzurechnen. Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl
sind die privaten Grünflächen als Teil des 
Baugrundstückes / Grundstücksfläche zu berücksich-
tigen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte 
GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauli-
che Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch 
die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (§ 19 
Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 0,75 
überschritten werden.

2.3	Zahl der Vollgeschosse
Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
i.V.m. § 20 BauNVO

Siehe Plan. Die Zahl der Vollgeschosse wird gem.           
§ 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt.

Garagengeschosse (Tiefgarage) / Kellergeschosse sind 
nicht auf die Zahl der Vollgeschosse anzurechnen (§ 21 
a Abs. 1 BauNVO).

3.	B auweise
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. § 22 BauNVO

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. 

In der abweichenden Bauweise gem. § 22 Abs. 4 
BauNVO sind Gebäudelängen von mehr als 50 m 
zulässig.

4.	Ü berbaubare und nicht überbaubare 
Grundstücksflächen
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. § 23 BauNVO

Siehe Plan. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind 
im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. (s. ergänzend auch 
Festsetzung der Flächen für Stellplätze und Garagen)

5.	S tellplätze und Garagen
	 gem. § 9 abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 

BauNVO
Siehe Plan. 

Stellplätze und Garagen sowie zugehörige 
Nebeneinrichtungen sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO ausschließlich in den dafür 
festgesetzten Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen 
sowie innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig.

Zugänge, Wege, Rampen, Notausgänge, Zufahrten 
für Rettungsfahrzeuge, Anleiterflächen und weite-
re Erschließungselemente sowie Optionsflächen für 
Lüftungsschächte dürfen auch außerhalb der Flächen 
für Stellplätze und Garagen und außerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche errichtet werden.

6.	S traSSenverkehrsfläche
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB Siehe Plan. 

7.	 Anschluss an Verkehrsflächen; hier: 
Ein- und Ausfahrtbereich

	 GEM. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB Siehe Plan. An den durch Symbol entsprechend 
gekennzeichneten Stellen sind ausschließlich Ein- und 
Ausfahrten der Polizeiinspektion Hermeskeil zuläs-
sig. Grundstückszufahrten für Rettungsfahrzeuge sind 
davon ausgenommen. 

8. 	 Führung von Abwasserleitungen 
	 GEM. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB Der Verlauf des Regenwasserkanals zur Entwässerung 

des „Neuen Marktes“ wird als unterirdische Leitung 
übernommen. Bei der Definition des Verlaufes können 
Abweichungen von bis zu 5,0 m zugelassen werden.

Teil B: Textteil
Festsetzungen (gem. § 9 BauGB)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 118 der Ver-
ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 
132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 
1509).

•	 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 
24. November 1998, zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 15. Juni 2015 (GVBL. S. 
77).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474).

•	 Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) vom 28. September 
2005, zuletzt geändert durch Verordnung vom 
22.06.2010 (GVBl. S. 106), diese Verordnung 
wird unter der BS Nummer 791-1/1 nachgewie-
sen.

•	 Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBL. 2015, 
127).

•	 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 15. Juni 2015 (GVBl. S. 90).

gesetzliche Grundlagen

•	 Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des 
§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung 
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

•	 Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzum-
triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)

•	 Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern. 
•	 Schmutzwasser und schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser werden über einen Schmutzwasserkanal 

in den bestehenden Mischwasserkanal in der Trierer Straße abgeleitet. 
•	 Niederschlagswasser ist dem nächsten Vorfluter (Rotbach) zuzuführen. Gegebenenfalls ist überschüssiges 

Niederschlagswasser in einer Retentionsfläche zu sammeln, mit Überlauf in den Vorfluter.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

•	 Zur Herstellung des Baukörpers und der Tiefgarage sind Abgrabungen bis 10 m zulässig. 
•	 Einfriedungen an den Grundstücksgrenzen des Sonstigen Sondergebietes sind in einer Höhe von max. 3 m 

zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LWG und LBO)

Verfahrensvermerke
•	 Der Stadtrat der Stadt Hermeskeil hat am 

__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Sondergebiet Park-
klinik Hermeskeil“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs.1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein-
stimmen.

•	 Der Bebauungsplan wird gem. §  13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) im beschleu-
nigten Verfahren aufgestellt. Gem. §  13a Abs.  3 
und 4 BauGB wird eine Umweltprüfung nicht 
durchgeführt.

•	 Der Stadtrat der Stadt Hermeskeil hat in seiner Sit-
zung am __.__.____ den Entwurf gebilligt und 
die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes 
„Sondergebiet Parkklinik Hermeskeil“ beschlossen 
(§ 13a BauGB, § 13 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ öffent-
lich ausgelegen (§  13a BauGB i.V.m. §  3 Abs. 2 
BauGB).

	O rt und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Nie-
derschrift abgegeben werden können, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben können, ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, 
soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden kön-
nen, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung be-
nachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
und §  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). 
Ihnen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden so-
wie der Bürger Anregungen und Stellungnahmen 
ein. Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen erfolgte durch den Stadtrat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

•	 Der Stadtrat hat am __.__.____ den Bebauungs-
plan „Sondergebiet Parkklinik Hermeskeil“ als 
Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Be-
bauungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil 
A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

•	 Der Bebauungsplan „Sondergebiet Parkklinik Her-
meskeil“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

	H ermeskeil, den__.__.____

	

	D er Stadtbürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglich-
keit der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für 
die Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§  214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche gem. §  44 Abs.  3 Satz  1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechtsfol-
gen des § 24 Abs. 6 GemO hingewiesen worden.

	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Sondergebiet Parkklinik Hermeskeil“, be-
stehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft 
(§ 10 Abs. 3 BauGB).

	H ermeskeil, den__.__.____

	

	D er Stadtbürgermeister
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